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Geltungsbereich der Fläc hennutz 

ART DER BAU ICHE/1. NU1LUNG 

Wohnbauflache 

gsplana Jerung 

- • ~•- Wasserleitung 

NACHRI CHTLICHE ÜBERNAHME (gern § 5 Abs 4 Bau GB) 

--

Die frühzeitige gürgerbeteiligung nach ~ 3 ~bs. 1 BauGB ist am tlß.,0:J.,I~~ 
durchgeführt worOen. 

Barlt, den /1.~ •.tJ1 ,.!.1$f~ .. .. cb_cy/4 
B'Urgermeist'9r 

Die von d('r i·lanung berührten Trä~Pr 
vom .J;.I, Q,3,;.l_g_\l.:3 •••• zur ~bp;abe einer 

mit Schreib~n 

Barlt, den fl.<f .. /JtJ ,f.lßJ.~ ... 

Die GemPin<levertretung hat 
des Flijchennutzun~splßDPS mit 
AuslPP:Un~ ~rsti~mt. 

S'i~.-,:::::~en ~ntwurf ~Pr 1. Änderung 
trl~uterun~stiAricht beschl08Een und zur 

Barl t, den ;.1,{,_/jl) ,/J ~.!/.'.? ... 
v~ d:~--- .... 

Bürg"'rmaister 

!>er Entwurf der 1.iinder;,u,11g il.es Fli-ichennutz).,lpgsJ>lanes und der F:rläuterunp-sberictit 
hA.ben in der Zeit vom 1.1-::,.,CJ!t:,93. . bis zum i.1~hQ..; • .S3 ..... während der Dienst­
stunden nach § ~ Abs.2 BauGB öff,mtlich ausgelegPn. 
Die öffentliche AuslP.gunp; ist mit dem Hinweis,r'laB B~denk!:"n und Anrerungen während 
der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zu Protokoll geltend 
gemAcht wP-rden können, o.rn .12b .. ()lf; AS..ti.3 .•.. durc, Abr'lruck in den " Tageszei tunge 
ortsüblich beksnnt~P.~acht worden. 

Bar lt, den (.lt.,/[;J,,;JBl-~ ... 
cf~ Cl.-~- ..... . 

Bürgermeister 

Die GemeindP,vertretung hat die vorgP.brachten ledenken u»d Anr~ßungen nowiP 
Ste llungn 'lhmen (~ er TriiP;:er öf f f'!nt 1 i chf>r !3e l.qnp_;e '11:l i1~.!)~ .. 1,J.8,A'7i.!i.3 ~eprüft. 

Ü'lS ~n,ebnis ist mi ti,eteilt worrlen. ••• ~~ 
Gß'!,1.ß'I- 't: 

1:!i ~ l\ ¾sct:1.gtl '/J 
11<8 11 A _§ !i orni~A / 

Barlt, ~en 1.' .. ' . :\ ·t~ .. J.... ••'·" ' .,,/4 „ 
Bürgerm 0 iste r 

:Jie 1. Änderunµ: defl 1· l:.ichennutz1rng;sple1.nf>P. ,...-urde der 
G~meinr'levertretung he~chloRsen. 

die 

Der LrlautPrunp:n1 0 richt zur 1.Änderun,;r df!S !'Vkl-\P.nnutzuni;z;spl'lnPs wurde mit 
Beschluq der Geme. nrlev•rtretun~ vom /4J. .Q~,/Jß,,4~,~ · A'./,03,J't ~t-b;li,.~t,, 

o••'•;·~ ~ ... ~ V~ 
Barlt, "•r. f.lß.,/1.IJ,{lj,~-3 _/_/;l- ,O.JJlj.g4-- ~•J,!,•:""'

0 d~~~------
"f[:;i:t Bürgenneister 

~ 
r•ii-- Genehcigunp dt>r 1. Änderunp- d~s FlächAnnutzungsplanes wurde mit Erlaß 
1--~ ... nnpnministf!rs des Landes t,chlP~wig - Holstein..., 

vom .J.-~•.Qlf-Jl~ilf ..... \z, : .1.i< .~t\\!1 !":':-4°1i,.!J~'l:--51.1,b (11:ti,) 
L<c.,"""' - ~it NeBnnhestimmunp;qa lUY.} HinweiFefl- erteilt. 

Rarlt, cer. !!k,Q-9,(1fl.i4- ... .... /0.&. .. 
Bvrgerlf1eister 

0 Archaolrgmhes Denkmal mit Nr des Oerkmalburhes -gern~ 17 OSrhG 

" 

Die ?ifebeBbP.eth1anu1,p;en wurc1en clurcti. d@a. .R@schh1ß der GemeindevPrtretung 
vom . - ...... ...... , •• <>rfüllt. Die Hiaw-eiee sind hpachtet. 
Die Erfüllung r1@r Nf!'benber ti1N11unp:@n w:urde 'Rit Frlaß des Tnnremhliote:re 
d es Landos :Jch/4~t,owig - Holstein q,m ••••••• 
beotäti1ot, :/)u ,t,c,!N'L,'., ,1'st -!,w,d-,-1::ct, 

GEMEINDE 

RAIILT 
l:REJS DITHMAascu 

' .. --~---A .. 

Die J.:rtf'!ilung ctP-r Geni?htrigung der 1. Ä.nderun~ des F'lächennutzungsl lanes sowi~ 
die Stelle, hei der der Plan 9.uf Dauer •aähr~nd der Jinnptstunden von j,-tiermann 
eing.r~eh~ .~~ rr!en kqnn uni iibr.-r ~en Inhfllt A.uskunft zu f'rhaltE>n i~t, sinf 
am ,{ 1.!i • 0-;i.;f.,r.;jl.J:--. • • ortsübl i ~h hPk·rnntgemach t worden. 
In a~r Bekanntmachung ist auf eh,,. 1":eltPndm,<1.chunp:: rler Verlf'tzunp- von Verf'lhrens-
und ForvorRchri ften und von \1ängeln d,,.r Ahwäi;z;unp; sowie auf ,h, ~echtsfo!gen 
~§ ?1! ,\bs. 2 ~uG'R) hil).&f,wie3~n worden. Die 1. Änderung des l,llachennutzunfspl~n•s 
1st mithin a~ . J..Q,[).$ .. /ls.:1":'r. . w1.rkFAm p:P"NOrr'lPn. 

Barl t, den 

GEM€INDE 

BAR LT 
KRElS Dll'HMARSC.REN 

' m 
.10. ... ~ .. 
Bürgermeister 

•• 

1.Anderung 

des Flächen nutzu ngspla nes 

der Gemeinde Barlt 

KREIS DITHMARSCHEN 
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Erläuterungsbericht 

zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Gemeinde Barlt 

Allgemeines 

Die Gemeinde Barlt verfügt über eirien Flächennutzungs­
plan, den der Herr Innenminister des Landes Schleswig-
Holstein am 11. Februar 1975 genehmigt hat. -

Der Flächennutzungsplan trägt den wirtschaftlichen, 
verkehrlichen, kulturellen, ökologischen und verwal­
tungsmäßigen Gegebenheiten unter Berücksichtigung der 
bisher bekannten Zielsetzungen für die städtebauliche 
Entwicklung Rechnung. 

städtebauliche Entwicklung und Planungsziele der 
Gemeinde 

Eine erste Änderung des Flächennutzungsplanes ist nun­
mehr erforderlich geworden, um der weiteren beabsich­
tigten baulichen Entwicklung in der Gemeinde vorberei­
tend Rechnung zu tragen. 

Die Gemeinde Barlt verfügt über zwei erschlossene Be­
bauungsplangebiete (Wohngebiete). Die Bebauungspläne 
sind weitgehend entsprechend den Festsetzungen reali­
siert worden. Lediglich 2 Baugrundstücke innerhalb des 
Bebauungsplanes Nr. 2 sind nocht nicht bebaut. Die Ge­
meinde beabsichtigt nunmehr, die Wohnbebauung südlich 
der bebauten Ortslage, im Anschluß an den Bebauungs­
plan Nr. 2 weiter zu entwickeln. Für die zur Zeit 
landwirtschaftlich genutzte Fläche soll nunmehr ein 
weiterer Bebauungsplan aufgestellt werden. 

zur Durchführung des Bebauungsplanes Nr. 3· wird die 
Fläche in einer Größe von rund 1 ha als 

Wohnbaufläche (W) 

ausgewiesen. In den Geltungsbereich des Bebauungspla­
nes werden 2 bebaute Grundstücke an der Landesstraße 
einbezogen. 

Bei der verbindlichen Bauleitplanung des Bebauungspla­
nes Nr. 3 wird ein allgemeines Wohngebiet (WA) für 9 
·unbebaute und 2 bebaute Grundstücke in eingeschossiger 
offener Bauweise vorgesehen. Die Größe des Bebauungs­
plangebietes ist erforderlich geworden, um den über­
wiegenden örtlichen Eigenbedarf bis ca. zum Jahre 2000 
zu decken, um eine wirtschaftliche Lösung der Er­
schließungsmaßnahmen und eine vertretbare städtebauli­
che Gesamtgestaltung insbesondere mit der angrenzenden 
Wohnbebauung des Bebauungsplanes Nr. 2 zu erreichen. 
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Um den örtlichen Eigenbedarf besser steuern zu können, 
ist die Fläche für den Bebauungsplan von der Gemeinde 
angekauft worden. 

Bei der Ausweisung der Wohnbauflächen sind die Belange 
des Umweltschutzes berücksichtigt worden. Es ist nicht 
zu erwarten, daß das künftige Wohngebiet durch Immis­
sionen wesentlich beeinträchtigt wird, wie z. -B. aus 
der Landwirtschaft, Gewerbe oder durch Verkehr. Der 
südlich angrenzende landwirtschaftliche Betrieb wird 
in absehbarer Zeit von ca. 1 bis 2 Jahren den Betrieb 
aufgeben. Eine intensive Bewirtschaftung, insbesondere 
eine intensive Tierhaltung ist schon nicht mehr gege­
ben. Nach einer Untersuchung der Lärmimmissionen durch 
den Verkehrslärm der Landesstraße 173 (L 173) werden 
die Orientierungswerte für Wohngebiete nach der DIN 
18005 - Schallschutz im Städtebau - geringfügig über-

'-..' schritten. Der Bebauungsplan sieht für die betroffenen 
Grundstücke an der L 173 passive Schallschutzmaßnahmen vor. 

Die Erschließung des Baugebietes ist über das vorhan-
dene ausgebaute Straßennetz der Gemeinde gesichert. 
Die rückwärtigen Baugrundstücke sollen über eine neue 
Erschließungsstraße von der vorhandenen Gemeindestraße 
Kastanienallee erschlossen werden. 

Die Errichtung von baulichen Anlagen sowie die allge­
meine Versiegelung innerhalb des künftigen Bebauungs­
plangebietes auf den bislang landwirtschaftlich genutzten 
Flächen stellt nach dem Landesnaturschutzgesetz vom 
16. Juni 1993 einen Eingriff in die Natur dar. Die Be­
einträchtigung des Naturhaushaltes ist jedoch unvermeid­
bar, da in der Gemeinde zur Zeit keine alternativen Bau­
flächen in Betracht kommen. Die Realisierung des Be­
bauungsplanes stellt eine beabsichtigte Abrundung der 
südlichen Ortslage dar. Eingriffe in die Natur sind 
im räumlichen Zusammenhang mit dem Eingriff durch ge­
eignete Maßnahmen gleichwertig und möglich ähnlich zu 
ersetzen. 

Die in Anspruch genommene Koppel (Weidefläche) hat 
keinen besonderen ökologischen Wert. Bereits die Um­
wandlung der Weidefläche in Gartenflächen minimiert 
die hier durch Wohn- und Straßenbebauung hervorge­
rufenen Eingriffe. Die noch verbleibenden Eingriffe 
sollen im Bebauungsplangebiet durch Pflanz- und Erhal­
tungsgebote weiter ersetzt werden. Die Gemeinde ist der 
Auffassung, daß durch diese Festsetzungen dem Gebot, 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorzusehen, im aus­
reichenden Maße Genüge getan wird. 
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Durch die künftige eingeschossige Bebauung wird das natür­
liche Orts- und Landschaftsbild nicht wesentlich beein­
trächtigt . Deshalb bedarf es keiner weiteren Festsetzungen 

zum Ausgleich von Ein
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'ffen in dcas ;a? (aftß/b;ld. / 

Barlt , den 17 . März ,7 Cl: ~/ 41' 
GEMEINDE 

B A R LT Gemeinde Barl t 
]tRElS DITHMARSCHEN - Bürgermeister-

2 




